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Verkündet am 9«Bezember 1958 
Krieg!, JustizoberSekretär als 
Urkundsbeamter der Geschäfbsstelle®

J 2T;‘a m e n  d e s  V o l k e

ln. dem Rechtsstreit

des Straßenbaumeisters August IM
S d H B M straß e ,

Tief- und Straßenbau,

Beklagten, Berufungsklägers und Revisionsklägers, 
- Prozeßbevollmäehtigter s Rechtsanwalt Br

gegen

die Firma Gerhard Zahnräder- und Maschinenfabrik,
KppPstraße,

Klägerinj Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br,

hat der VI«Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd- 
liche Verhandlung vom 24® Oktober 1958 unter Mitwirkung des . 
Senatspräsidenten Prof «Br-Meiß und der Bundesrichter Br-KoBo
Weyer, Hanebeck, Br-Bode und Br- Hauß
ftir Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Beklagten werden das Urteil 
des 9oZivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 
21oJuni,1957 aufgehoben und das Grundurteil der Zivil­
kammer 7 a des Landgerichts in Bielefeld vom 23♦Januar 
1957 abgeänderto

Bie Klage wird abgewiesen0
+%

Bie Kosten des Rechtsstreits werden der Klägerin auf- 
erlegt0

Von Rechts wegen
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Tatbestands I

Die Klägerin betreibt in eine Sahnräder-
und Maschinenfabriko Im September 1955 hatte ein Baggerführer 
des Beklagten,* der* als Tiefbauunternehmer tätig ist, auf dem 
Grundstück der Firma J« u« C« Graphische Betriebe in

ein unterirdisch verlegtes, dem Elektrizitäts~ 
M H P » i n gehörendes Starkstromkabel,

das von dort zum Werk der Klägerin führt, beschädigte Am *18«, 
Juni 1956 ließ der Beklagte auf dem gleichen Grundstück der 
Graphischen Betriebe durch einen anderen Arbeiter mit
einem Bagger eine Grube für einen Öltank ausgraben«, Gegen 
9*40 Uhr wurde von dem Bagger das Starkstromkabel erneut 
und zwar etwa 60 m hinter der alten Bruchstelle zerrissen; 
infolge der Stromunterbrechung lag der Betrieb der Klägerin 
- etwa einen Tag lang - bis zum 19o Juni 1956 6030 Uhr still*

Die Klägerin macht den Beklagten für den ihr durch die ' . 
erneute erzwungene Betriebsruhe entstandenen Schaden verant­
wortlich! dieser Schaden bestehe in einem Betrage von 1 660,90 DM 
für löhne und Gehälter, die sie an ihre Arbeiter und Ange- 
stellten ungeachtet des Betriebsstillstands habe zahlen müssen, * 
und im entgangenen Gewinn in Höhe von 868 DM (- 10 $> vom Umsatz)« 
Die Klägerin ist der Ansicht, daß das Starkstromkabel, durch 
das von der Schadensstelle ab ausser den Graphischen Betrieben 
nur noch sie mit Strom beliefert werde, wirtschaftlich einen 
Teil ihres Betriebes darstelle« Der Beklagte habe durch die 
Kabelünterbrechung widerrechtlich und schuldhaft in ihren Ge­
werbebetrieb eingegriffen! er habe es- auch pflichtwidrig unter­
lassen, sich hinreichend über den Kabelverlauf zu unterrichten,
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diesen äusserlich kenntlich zu machen, den für eine derartige 
Erdarbeit erforderlichen zweiten Arbeiter zur Beobachtung abzu- 
stellen und den Baggerführer hinreichend zu unterrichten und 
zu überwachen® Ihr Anspruch, so meint die Klägerin, sei ferner 
nach den Grundsätzen der Drittschadensliquidation gerechtfertig 
Das Elektrizitätswerk, das zeitweilig seiner Verpflichtung 
zur Stroralieferung nicht nachgekommen sei, habe sich in seinen 
Geschäftsbedingungen von jeglicher Schadensersatzpflicht wegen 
Nichtlieferung freigezeichnet0 Dadurch sei der an sich dem 
Elektrizitätswerk entstandene Schaden auf sie, die Klägerin, 
verlagert; das berechtige das Elektrizitätswerk, auch den 
Schaden der Klägerin geltend zu machen® Das Elektrizitätswerk 
habe seine Ansprüche aus der Beschädigung des Kabels, soweit 
sie den der Klägerin entstandenen Schaden betreffen, an sie 
abgetreten® Die Klägerin hat den Beklagten auf Zahlung von 
2 528,90 DM nebst 8 # Zinsen seit dem 1® Juli 1956 in Anspruch 
genommen®

Der Beklagte hat den Anspruch nach Grund und Höhe bestrit­
ten« Er vertritt die Auffassung, durch den Kabelbruch sei der 
Gewerbebetrieb der Klägerin nur mittelbar betroffen worden; 
jedoch verpflichte nur ein unmittelbarer Eingriff in einen Ge­
werbebetrieb zum Schadensersatz® Die Voraussetzungen für eine 
Liquidation des Drittinteresses lägen nicht vor® Bei der Vorbe­
reitung der Arbeit habe er ebenso wie bei der Auswahl des Bag­
gerführers und bei dessen Einweisung die erforderliche Sorg­
falt beobachtet; eine persönliche Überwachung der Baggerarbei­
ten sei ihm bei der Größe seines Geschäfts nicht zuzumuten ge­
wesen®

Das Landgericht hat den Klageanspruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt« Die Berufung des Beklagten blieb er­
folglos®
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Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision erstrebt j 
der Beklagte weiterhin die Abweisung der Klage* •

Bie Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen*

Entscheidungsgründes

1 * Landgericht und Oberlandesgericht haben überein­
stimmend die Schadensersatzpflicht des Beklagten bejaht und ange­
nommen, daß der Beklagte durch die.Beschädigung des zum Werk 
der Klägerin führenden Starkstromkabels und die dadurch herbei­
geführte Unterbrechung der Stromzufuhr in das Recht der Kläge­
rin am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb widerrecht­
lich und schuldhaft eingegriffen habe. Bas Oberlandesgericht 
hat die Haftung des Beklagten aus § 823 Abs* 1 BGB in Verb* mit 
§ 831 BGB, wobei es den Entlastungsbeweis als nicht hinreichend 

erboten angesehen hat,’sowie aus § 823 Abs* 1 BGB allein we­
gen Verletzung der Verkehrssicherungspflicht hergeleitet*

Bie Revision wendet sich - abgesehen von einer auf 
§ 286 ZPO gestutzten Rüge, daß das Berufungsgericht dem ange­
botenen Entlastungsbeweis hätte nachgehen mUssen - vor allem 
dagegen, daß die Kabelunterbrechung als Eingriff in den einge­
richteten und ausgeUbten Gewerbebetrieb der Klägerin gewertet 
worden ist*

Bie Revision mußte im Ergebnis Erfolg haben«

a) Bas Reichsgericht hat in ständiger Rechtsprechung das 
Recht an einem bestehenden Gewerbebetrieb als ein «sonstiges
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Hecht” im Sinne des § 823 Abs0 1 BGB anerkannt,

Bereits in RGZ 58, 24, 29 ist das Recht am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb als ein subjektives Recht ange­
sehen worden, das unmittelbar verletzt werden könne; Störungen 
und Beeinträchtigungen, welche sich unmittelbar gegen den Ge­
werbebetrieb richteten, stellten danach eine unter § 823 Absd BGBl 
fallende Rechtsverletzung dar<> In der Folgezeit hat das Reichs­
gericht dem eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb den 
Schutz des § 823 Abs* 1 BGB zunächst nur dann gewährt, wenn ein 
Eingriff in den B e s t a n d  des Gewerbebetriebes vorlag, 
also wenn der Betrieb tatsächlich behindert, seine Unzulässig­
keit behauptet oder seine Einschränkung oder Einstellung ver­
langt wurde; gelegentlich hat es auch so formuliert, daß die 
Grundlagen des Gewerbebetriebes unmittelbar angetastet sein 
müßten (RGZ 64, 52, 55 und 64, 155, 156; 76, 35, 46; 95, 339,
340; 102, 223, 225; 109, 272, 276; 119, 435, 438; 126, 93, 96;
135, 242, 247) «> Rach dieser an Fragen des Wettbewerbs und 
Boykotts entwickelten Rechtsprechung wurden Handlungen, die 
den Gewerbebetrieb nur mittelbar schädigten, nicht als Rechts­
verletzungen im Sinne des § 823 Abs« 1 BGB erachtet, so wenn 
dem Gewerbetreibenden nur ein wirtschaftlicher Gewinn entzogen 
wurde (RGZ 126, 93, 96), ferner.bei schädigenden Einwirkungen 
auf Lieferanten (RGZ 56, 27t, 275), "bei Beschränkung des Kun­
denkreises (RGZ 79, 224, 226), schließlich, wenn nur die Aus­
sicht auf Erwerb beeinträchtigt oder gestört wurde (RGZ 102,
223, 225; 119, 435, 438; 135, 242, 247)o Gewährt wurde der 
Schutz des § 823 Abs« 1 BGB vor allem in solchen Fällen, in • 
denen die Einstellung der gewerblichen Tätigkeit eines anderen 
mit der Behauptung verlangt wurde, die Tätigkeit verstosse gegen 
ein dem Untersagenden zustehendes gewerbliches Schutzrecht 
( Gebrauchsmuster, Patent) und sich dann herausstellte, daß ein
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solches Schutzrecht nicht bestand und die dahingehende Behaup­
tung mindestens fahrlässig falsch war (RGZ 58, 24; 94, 248;
141, 336); ferner z.B. hei einem Boykott, hei dem durch Posten- . 
stehen vor der (Bür und durch tätliche Einwirkung Besucher von 
dem Betreten einer Gastwirtschaft abgehalten worden waren (RGZ 
76, 35? 46)o

Eine I«ookerung der strengen Erfordernisse für den Schutz 
des Hechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
wurde in der späteren Rechtsprechung des IIo Zivilsenats des 
Reichsgerichts vollzogen« Ein Ansatz zeigte sich bereits in 
dem Urteil vom 7« Juni 1929 (MuW 1929, 378), durch welches 
die Bestimmung einer Ortskrankenkasse, daß für gewisse wort­
geschützte Arzneikörper keine Zahlung geleistet würde, als be­
wußte Gefährdung des auf Herstellung der wortgeschützten Arz­
neimittel gerichteten Gewerbebetriebes angesehen wurde, da die 
Bestimmung der Ortskrankenkasse bei voller Auswirkung den Her­
steller zu Betriebseinschränkungen zwänge« In dem Urteil 
vom 9« Oktober 1934 (MuW 1935, 26, 30) ist der II« Zivilsenat 
eindeutig vom bloßen^ Bestandsschutz^ abgerückt und hat ausge­
sprochen, daß für die Anwendbarkeit des § 823 Abs« 1 BGB auf dem 
Gebiete des Warenzeichen- und Wettbewerbsrechts eine schuldhafte 
Beeinträchtigung der gewerblichen Betätigung eines anderen zur 
Begründung eines Schadensersatzanspruchs ausreiche, ohne daß 
auch ein «unmittelbar gegen den Bestand des Geschäftsbetriebs 
gerichteter Eingriff« erforderlich sei« Biese Auffassung hat 
der gleiche Senat in,seiner Entscheidung vom 19« Bezember 1938 
(JW 1938, 484 =s RGZ 158, 377 &en für die vorliegende Rechts- . 
frage maßgeblichen Teilen jedoch in der Amtlichen Sammlung 
nicht abgedruckt/) bestätigt; es werde damit dem Gedanken 
Rechnung getragen, daß jeder Unternehmer beanspruchen könne, 
vor widerrechtlichen Störungen bewahrt zu bleiben, die sein



Unternehmen nicht zur vollen* in der Gesamtheit seiner Bestand­
teile und Betriebsmittel begründeten Entfaltung kommen ließen, 
auch wenn dadurch der Bestand des Unternehmens selbst nicht in 
Präge gestellt sein möge (vgl. RGZ 132, 311, 316; RG GRUR 1940, 
375? 378; 1942, 364)« Der II. Zivilsenat hat in RGZ 163? 21, 32 
weiter erwogen, ob das Gleiche nicht auch ausserhalb des 
Wettbewerbs- und Warenzeichenrechts, zu gelten habe. In seinem 
Urteil vom 3« Oktober*1941 (GRUR 1942, 54 « DR 1942, 175 A u s ­
zugsweise/) hat sich der I« Zivilsenat des Reichsgerichts 
der Ansicht des II« Zivilsenats, daß ein unmittelbar 
Bestand des Betriebes gerichteter Angriff für eine Anwendung 
des § 823 Abs« 1 BGB bei schuldhafter Beeinträchtigung der ge­
werblichen Betätigung eines anderen nicht erforderlich sei, 
ausdrücklich angeschlossen (anders noch der V«Zivilsenat des 
Reichsgerichts in DR 1940, 723)o ••

Hach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wird der 
Schutz des § 823 Abs« 1 BGB gegen jede Beeinträchtigung des 
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wenn 
sie einen unmittelbaren Eingriff in den gewerblichen Tätig­
keitskreis darsteiit, gewährt, und zwar auch ausserhalb des 
Gebietes des Wettbewerbs und.der gewerblichen Schutzrechte 
(BGHZ 3, 270; 8, 142; 8, 387; 24, 200; vgl« auch.BGHZ 23,
157)o In der vorgenannten Entscheidung BGHZ 3, 270? 279 ist 
ausgeführt, daß das Recht am bestehenden Gewerbebetrieb - eben­
so wie das Eigentum - durch § 823 Abs« 1 BGB nicht nur in 
seinem eigentlichen Bestand, sondern auch in seinen einzel­
nen Erscheinungsformen, wozu der gesamte gewerbliche Tätig­
keitskreis zu rechnen sei, vor unmittelbaren Störungen be­
wahrt bleiben müsse« Hieran ist festzuhälten«



b) Durch die von der Rechtsprechung vorgenonunene Ein** 
Ordnung des Rechts am bestehenden Gewerbebetrieb in den 
Kreis der "sonstigen Rechte" des § 823 Abs« 1 BGB ist die­
ses Recht den dort ausdrücklich aufgeführten Rechtsgütern 
und Rechten Leben? Körper, Gesundheit, Freiheit und Eigen­
tum hinsichtlich seines Schutzes gleichgestellt« Deshalb 
ist auch bei einer Verletzung des Rechts am bestehenden 
Gewerbebetrieb zu prüfen, ob die Tatfolgen, für die Ersatz 
begehrt wird, in den Schutzbereich.des Gesetzes fallen (Urteil 
des erkennenden Senats = BGHZ 27? 137)« Allerdings kann, so­
weit der Schutz des eingerichteten und ausgeübten Gewerbe­
betriebs in Frage steht, nicht wie im vorgenannten grundle­
genden Urteil des Senats zum Problem der Haftungsbegrenzung 
gefragt werden, ob der geltendgemachte Schaden aus der Ver­
letzung eines Rechtsgutes entstanden ist, zu dessen Schutz 
das Gesetz erlassen worden ist®.Denn der Gesetzgeber hatte 
bei der Fassung des § 823 Abs« 1 BGB den Schutz des einge­
richteten und ausgeübten Gewerbebetriebes noch nicht ins Auge 
gefaßt« Die Frage der Haftungsbegrenzung ist deshalb vorlie­
gend in der Richtung aufzuwerfen und zu entscheiden, was 
eigentlich der Gegenstand des dem eingerichteten und ausge­
übten Gewerbebetrieb durch die Rechtsprechung zuerkarinten 
Rechtsschutzes ist«

Unter dem Begriff des Gewerbebetriebes im Sinne des §’ 823 
Abs« 1 BGB ist alles das zu verstehen, was in seiner Gesamt­
heit den Gewerbebetrieb zur. Entfaltung und Betätigung in der 
Wirtschaft befähigt, also nicht nur Betriebsräume.und -grund- 
stücke, Maschinen und Gerätschaften, Einrichtungsgegenstände, 
und Warenvorräte, sondern auch Geschäftsverbindungen, Kunden­
kreis und Aussenstande« Durch den dem eingerichteten und ausge-



übten Gewerbebetrieb von der Rechtsprechung gewährten und nach 
und nach erweiterten Schutz soll das Unternehmen in seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeit, in seinem Funktionieren vor wider­
rechtlichen Eingriffen bewahrt bleiben. Y/enn auch in BGHZ 23, 
157? 163 selbst die jeweilige Situation, in der ein Gewerbe be­
trieben wird, als für den Umfang des gewerblichen Tätigkeits­
kreises bestimmend angesehen worden ist, so handelt es sich in 
allen Pallen, in denen der Bundesgerichtshof die Verletzung 
des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
bejaht hat, um den Schutz solcher Erscheinungsformen des Ge­
werbebetriebes, die ihm spezifisch und als solchem eigen sind. 
Geschützt werden soll der Gewerbebetrieb in seinem Bestände und 
in seinen Ausstrahlungen, soweit es sich um gerade dem Gewerbe­
betrieb in seiner wirtschaftlichen und wirtschaftenden Tätig­
keit wesensgemäße und eigentümliche Erscheinungsformen und Be­
ziehungen handelt.

c) Nach wie vor aber ist, wie das Berufungsgericht zu­
treffend erkannt hat, ein umittelb^er Eingriff in den Be­
reich des Gewerbebetriebes als Voraussetzung für eine Anwend­
barkeit des § 823 Abs. 1 BGB zu fordern (RGZ 163, 21, 32?
BGHZ 8, 387, 394? 15, 338, 349? 23, 157? BGH IM BGB § 823 
(D a) Nr. 4). Zu Unrecht beruft sich demgegenüber die Klägerin 
auf die Entscheidungen des Reichsgerichts in RGZ 132, 311, 316 
und BR 1942, 175? in diesen ist lediglich der bloße Bestands­
schutz des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbe­
betrieb als zu eng und jede schuldhafte Beeinträchtigung der 
gewerblichen Betätigung eines anderen für die Anwendbarkeit 
des § 823 Abs. 1 BGB als ausreichend erachtet worden; das 
Erfordernis der Unmittelbarkeit des Eingriffs aber wurde nicht 
angetastet. Es ist freilich richtig, daß, wie das Berufungsge-
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rieht ausgeführt hat, der Begriff des "unmittelbaren Eingriffs" 
in der Rechtsprechung nicht definiert worden ist. Baumbach/ 
Hefermehl (Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht, 7• Aufl. 1955» 
Allg. Ziff, 53 /ß* 3̂ f) weisen zutreffend darauf hin, daß 
die Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen unmittelbaren und 
mittelbaren Eingriffen bei dem komplexen Rechtsbegriff des 
Unternehmens besonders groß sind. Aus der rein sprachlichen 
Unterscheidung zwischen "unmittelbar11 und "mittelbar" können 
entgegen der Ansicht der Revision die Merkmale für die erfor­
derliche Begriffsabgrenzung nicht gewonnen werden. Die Präge 
der Unmittelbarkeit eines Eingriffs in das Recht am eingerich­
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb kann auch nicht nur aus 
der Kausalitätslehre beantwortet werden, und es kommt auch auf 
das Pehlen sogenannter Zwischenursachen nicht entscheidend an, 
wie das Berufungsgericht in Übereinstimmung mit der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofs ausgeführt hat (BGHZ 3, 270; 8, 142; 
25, 157; abw. RGZ 163, 21, 32, wo auf die Unmittelbarkeit 
des Kausalzusammenhangs abgestellt worden ist, desgl.OLG Mün­
chen vom 21 .März 1956 EJW 1956, 1719)- Auch der Vorschlag von 
Larenz (RJW 1956, 1719) in seiner Anmerkung zum vorgenannten 
Urteil- des Oberlandesgerichts München - auf das sich beide Par­
teien für ihren Rechts Standpunkt berufen -, die Unmittelbarkeit 
des Eingriffs teleologisch, also im Sinne einer Zweckbezogen- 
heit der Eingriffshandlung auf eine Einschränkung der gewerb­
lichen Tätigkeit aufzufassen, so daß sich die. Richtung auf eine 
Schädigung des Gewerbebetriebes aus ihrer Zweckbestimmung ergä­
be, vermag zu einer hinreichend bestimmten Abgrenzung zwischen 
unmittelbaren und mittelbaren Eingriffen nicht zu führen. Wenn 
Larenz als "unmittelbar" jeden Eingriff in den Gewerbebetrieb 
ansehen will, der dessen Einschränkung oder Beeinträchtigung 
entweder zum Zwecke hatte oder mindestens, unter den gegebenen
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Umständen, zum Zwecke haben konnte, so werden sogleich die 
Schwierigkeiten im Palle fahrlässigen Handelns des Eingreifen­
den offenbar. Dennoch kann Baumbach / Hefermehl (aaO) nicht 
darin beigepflichtet werden, daß wegen der bestehenden Ab­
grenzung sSchwierigkeiten das Erfordernis der Unmittelbarkeit 
des Eingriffs aufgegeben werden und statt dessen die Wirkung 
des Eingriffs auf den Tätigkeitsbereich entscheiden sollte 
(für die Beibehaltung des Unmittelbarkeitserfordernissess 
Enneccerus / Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, 15»Bearb. 
1958, § 234 1 1 b  /ß. 9407; Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts, 
IT. Bd. 2. Auf1. 1957, § 66 I & jfß. 3397; Kleine JZ 1952,
229),

Das Berufungsgericht meint unter Berufung auf das 
Urteil des erkennenden Senats vom 14» April 1954 (LU BUB 
§ 823 £ß£? Kr. 4), der Begriff der Unmittelbarkeit sei ziel­
bezogen aufzufassen. Daraus ergebe sich für vorsätzliche 
Handlungen eine brauchbare Abgrenzung; bei fahrlässig began­
genen Eingriffen in den Gewerbebetrieb sei es ausreichend, 
wenn die. Handlung die Beeinträchtigung des Gewerbebetriebes 
unter den gegebenen Umständen zum Ziel gehabt haben könne und 
Handelnde diese Richtung seines Tuns in seine Vorstellung 
aufgenommen, aber darauf vertraut habe, daß der Erfolg nicht 
eintrete. Diese Voraussetzungen eines fahrlässigen, zum Scha­
densersatz verpflichtenden Eingriffs hält das Berufungsge­
richt im vorliegenden Palle für gegeben. Der erkennende Se-

;

nat hat in der genannten Entscheidung ausgesprochen, daß 
ein Angriff, der eine Verletzung des Rechts am Gewerbebetrie­
be darstelle, irgendwie gegen den Betrieb als solchen ge­
richtet sein müsse. Deshalb.hat der Senat allein darin, daß 
ein unbegründeter Rückerstattungsantrag auf Rückgabe eines 
mit einem Gewerbebetrieb verbundenen Grundstücks die treu-
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händerische Verwaltung des Grundstücks gemäß MilRegG 52 zur' 
Folge hatte, noch keinen widerrechtlichen Eingriff des Rück- 
erstattungsklägers in den Gewerbebetrieb erblickt § denn der 
Angriff richtete sich gegen die Person des Inhabers, nicht 
aber gegen den Gewerbebetrieb selbst, mögen auch dadurch mit­
telbar Schäden in dem Gewerbebetrieb hervorgerufen worden 
sein. Ebensowenig liegt ein unmittelbarer Eingriff in den 
gewerblichen Tätigkeitskreis vor, wenn einem Betriebe durch 
Verletzung von Personen das zu seiner Fortführung unentbehr­
liche Personal entzogen wird (BGHZ 7, 30, 36). Biese Entschei­
dungen, nach denen zu fordern*ist, daß ein unter § 825 Abs.1 BGB 
fallender Angriff gegen den Gewerbebetrieb selbst gerichtet sein 
muß, zeigen die Grundhaltung der herrschenden Rechtsprechung 
auf, eine übermäßige Ausweitung des Schutzes des Rechts 
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb zu ver­
meiden, die dem deutschen Rechtssystem der in kasuistischer 
Art geregelten Beliktstatbestände zuwider laufen würde. So 
fehlt es denn auch nicht an Stimmen in der Rechtsprechung 
und Literatur, die zu der älteren Auffassung des Reichsge­
richts zurückkehren möchten, wonach nur diejenige 
Beeinträchtigung eines Gewerbebetriebes, die dessen Bestand 
berührt, als Angriff auf ein absolutes Recht gelten soll.
(OLG Freiburg, JZ 1952, 231; erwägend OLG Köln MDR 1953,
617; Gramm in Palandt, 17. Aufl. 1958, § 823 BGB Anm. 6 g, 
der ausführt, es würden sonst dem § 823 BGB Aufgaben zuge­
wiesen, für die er nicht geschaffen sei).'Biese Stellungnahmen 
werden ersichtlich von der Sorge getragen, daß, wie Lehmann 
(MBR 1952, 297) meint, die Anerkennung eines zu weit gehenden 
generellen Schutzes des Gewerbebetriebes leicht zu einer 
Normeiiers chlexchung führen könne.

Sicherlich ist dadurch, daß nach der späteren Auf­
fassung des* Reichsgerichts und der# ständigen Rechtspre-



chung des Bundesgerichtshofs jeder widerrechtliche unmittel­
bare Eingriff in den gewerblichen Tätigkeitskreis eine Ver­
letzung des durch § 823 Abs* 1 BGB geschützten Rechts am 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb darstellt, mag 
sich der Angriff auch nicht gegen den Bestand desselben, 
sondern gegen eine seiner Erscheinungsformen richten, der 
Rechtsschutz gegenüber dem zunächst nur gewährten Bestands- 
schütz des Gewerbebetriebes erweitert worden. Damit ist 
aber nicht etwa auf dem Umwege über den Schutz des Gewerbe­
betriebes ein Schutz von Forderungsrechten eingeführt worden 
die im Gegensatz zu den absoluten Rechten nur bestimmte Per­
sonen binden und deshalb nicht unter den Begriff der "sonsti­
gen Rechte” im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB fallen (RGZ 82, 
1895 95; 2835 m ? 298, 302), oder ein Schutz des Vermö­
gens, das als solches nur unter besonderen Voraussetzungen 
Deliktsschutz genießt (z.B. über § 826 BGB); beides wäre 
unserem geltenden Rechtssystem fremd. Auch die bei der Fra­
ge der Widerrechtlichkeit erforderliche sorgfältige Unter­
suchung, ob unter Anwendung des Prinzips der Güter- und 
Pflichtenabwägung dem Eingreifenden etwa ein besonderer 
Rechtfertigungsgrund zur Seite steht (BGHZ 3» 270; 8, H2; 
24, 200), wirkt sich einschränkend aus. Im übrigen sind der 
Umfang und die Grenzen, innerhalb derer das Recht am einge­
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb zu schützen ist, 
gerade durch eine sachgemäße Ausfüllung des Begriffs der 
"Unmittelbarkeit" des Eingriffs zu ermitteln.

4' *4̂
Unmittelbare Eingriffe in das Recht am bestehenden 

Gewerbebetrieb, gegen welche § 823 Abs. 1 EGB Schutz ge­
währt, sind nur diejenigen, die irgendwie gegen den Betrieb



- 14-

als solchen gerichtet,also b e t r i e b s b e z o g e n
♦sind und nicht vom Gewerbebetrieb ohne weiteres ablösbare 

Rechte oder Rechtsgüter betreffen„ Alle Fälle, in denen 
höchstrichterlich.eine Verletzung des Rechts am eingerich­
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb bejaht worden ist , hat­
ten auch solche betriebsbezogene Eingriffe zum Gegenstand. 
Ebensowenig wie etwa die Verletzung eines Angestellten oder 
die Beschädigung oder Zerstörung eines Betriebskraftwagens 
steht aber die Unterbrechung des zum Unternehmen der Klägerin 
führenden Stromkabels durch den Beklagten bzw. seinen Bagger­
führer in Beziehung gerade zum Gewerbebetrieb der Klägerin» 
denn der Baggerführer des Beklagten hat ein Stromkabel be­
schädigt, das zwar ausser den Graphischen Betrieben I.u.C.

gleichsam zufälligerweise nur noch den Betrieb der Klä­
gerin mit Strom versorgte, genau so gut'aber für die Strom­
lief erung an andere Abnehmer hätte bestimmt sein können. Die 
Lieferung elektrischen!Stroms Uber ein Kabel und der Anspruch 
darauf ist zudem keine dem eingerichteten und ausgeübten Ge­
werbebetrieb wesenseigentümliche Eigenheit, sondern eine auf 
der Energielieferungspflicht der Versorgungsunternehmen beru­
hende Beziehung, die derjenigen gleichartig ist, die auch 
die anderen Stromabnehmer, wie z.B. die Haushaltungen und 
die Angehörigen freier Berufe mit dem Elektrizitätswerk ver­
bindet. Die Beschädigung eines Kabels mit der Folge der 
Untei'brechung der Stromzufuhr auf einem nicht zum betrof­
fenen Unternehmen gehörenden Grundstück kann ohne besonde­
re, hier nicht in Betracht kommende Umstände sonach nicht 
als betriebsbezogener Eingriff in den Tätigkeitskreis die­
ses Gewerbebetriebes angesehen werden. Wenn durch den Bag­
ger des Beklagten das zum Werk der Klägerin führende Stark-
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stromkabel zerrissen wurde, brachte dies zwar eine Beein­
trächtigung der sachlich-technischen Grundlagen mit sich, 
vermittels welcher der Klägerin durch das Elektrizitätswerk 
elektrische Energie entsprechend dem zwischen ihnen beste­
henden schuldrechtlichen Vertrag zugeführt werden konnte und 
zugeführt wurde. Aber darin ist kein Eingriff in das Recht 
der Klägerin am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe­
trieb zu finden, weil dies über den dem Gewerbebetrieb 
von der Rechtsprechung zuerkannten Schutzbereich hinaus- 
ginge;^ vielmehr handelt es sich um eine Verletzung des Ei­
gentums des Elektrizitätswerks am Kabel sowie des durch 
dessen Geschäftsbedingungen eingeschränkten Stromliefe­
rungsanspruchs der Klägerin gegen das Elektrizitätswerk.

2> Auch unter dem Gesichtspunkt des Besitzschutzes 
ist der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch nicht 
zu rechtfertigen. Es bestehen keinerlei Anhaltspunkte da­
für, daß die Klägerin an dem auf dem Grundstück der Graphi­
schen Betriebe I. u. C. unterirdisch verlegten Kabel
Besitz oder auch nur Mitbesitz gehabt hätte.

Kann demnach ein Schadensersatzanspruch der Klägerin 
nicht aus Verletzung des Rechts am eingerichteten und ausge­
übten Gewerbebetrieb oder des Besitzes hergeleitet werden, 
so kommt ein solcher - entgegen der Auffassung des Berufungs­
gerichts - auch nicht wegen Verletzung einer dem Beklag­
ten obliegenden Verkehrssicherungspflicht in Betracht. Denn 
die schuldhafte Unterlassung der VerkehrsSicherung löst 

nur dann einen Schadensersatzanspruch aus, wenn ein an­
derer dadurch in seinen nach § 823 Abs. 1 BGB geschützten 
Rechtsgütern oder Rechten beeinträchtigt wird. Die Klä­
gerin hat aber, selbst wenn der Beklagte die ihm oblie-
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gende Verkehrssicherungspflicht verletzt hätte, was dahinge­
stellt bleiben kann, einen Schaden nicht an den nach § 823 
Abs« 1 EGB geschützten Rechtsgütera und absoluten Rechten, 
sondern an ihrem Vermögen erlitten.

3. Bas angefochtene Urteil kann auch nicht etwa im 
Ergebnis au3 den Grundsätzen über die Liquidation des Britt- 
schadens, worauf das Berufungsgericht auch nicht eingegangen 
ist, aufrecht erhalten bleiben. Es mag dahinstehen, ob auch 
im Bereich des Rechts der unerlaubten Handlungen ein Ersatz­
anspruch mit Verletzung fremden Interesses begründet werden 
kann (bejahend RG HRR 1927, 345^g^neccerus/Behmann, Recht 
der Schuldverhältnisse, 15.Bearb./^ § 17 I /S. 847; zweifelnd 
SG HRR 1934, 1277)» Benn das Rechtsinstitut der Brittscha- 
densliquidation kommt nur dann zum Zuge, wenn jemand einen 
Schaden erlitten hat, einem anderen aber, der nicht selbst 
geschädigt ist, jedoch mit dem Verletzten durch rechtliche 
Interessenverknüpfung verbunden ist, ein Ersatzanspruch zu­
steht. Im vorliegenden Falle^gründet sich aber der dem Elek­
trizitätswerk gegen den Beklagten zustehende Ersatzanspruch 
aus der Beschädigung des Kabels auf einen eigenen Schaden - 
Reparaturkosten des Kabels und damit verbundene Nebenarbei­
ten, Ausfall von Strombezugsentgelten -, nicht aber auf ei­
nen von der Klägerin erlittenen Schaden. Eine Liquidation 
des Brittinteresses könnte allenfalls dann in Betracht kom­
men, wenn nach den Vertragsbeziehungen zwischen der Kläge­
rin und dem Elektrizitätswerk der ersteren nicht jeweils 
der tatsächliche Stromverbrauch in Rechnung^gesteilt, son­
dern der Strombezug durch eine Pauschale abgegolten würde. 
Bei einer solchen Sachlage hätte nämlich den Schaden bei 
einer Stromunterbrechung infolge der Freizeichnungsklausel



des Elektrizitätswerks die Klägerin, da sie die Pauschale 
ohnehin zu zahlen verpflichtet wäre 5 der Ersatzanspruch ater 
stünde dem Elektrizitätswerk zu, das diesen an die Klägerin 
abtreten könnte. Derartige Umstände sind jedoch nicht darge­
tan.

Demnach kann nur noch die etwaige Abtretung von Ansprü­
chen des Elektrizitätswerks wegen eigenen Schadens in Präge 
stehen. Eine solche wird aber von der Klägerin nicht einmal 
behauptet. Vielmehr hat die Klägerin lediglich vorgetragen, 
das Elektrizitätswerk habe seine Ansprüche aus der Unterbre­
chung des Kabels, soweit sie den der Klägerin entstandenen 
Schaden betreffen, an sie abgetreten. Durch eine solche Ab­
tretung aber konnten der Klägerin keine Ansprüche gegen den 
Beklagten übertragen werden, weil dem Elektrizitätswerk selbst 
wegen des von derKlägerin erlittenen Schadens ein Ersatz­
anspruch gegen den Beklagten nicht zustand.

4. Da der Klageanspruoh ersichtlich auch aus anderweiti­
gen Rechtsgrundlagen nicht zu rechtfertigen ist, kann das Be­
rufungsurteil aus sachlichen Gründen keinen Bestand haben.
Es bedarf daher keines Eingehens auf die von der Revision 
unter Hinweis auf § 286 ZPO erhobene Verfahrensrüge, das 
Berufungsgericht habe zu Unrecht den angebotenen Entlastungs­
beweis nach § 831 BGB unbeachtet gelassen.
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Die Klage war nach alledem als unbegründet abzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 *ZH>, 

Dr.K.BcMeyer
Br,Bode

Meiß
. Hauß

Hanebeck


	'2338 Oil

	ill


